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Fachausschuss „Schulentwicklung“
der Deputation für Bildung



Sitzungsprotokoll der 14. Sitzung

Sitzungstag

30.10.2008


Sitzungsbeginn

14.15 Uhr


Sitzungsende

19.15 Uhr


Sitzungsort

Ehem. Börsenhof A

Raum 416



Teilnehmer/innen:

s. anliegende Anwesenheitsliste

Tagesordnung:

TOP 1

Genehmigung der Tagesordnung

TOP 2

Genehmigung der Protokolle der Sitzung vom 27.08.2008 und 18.09.2008

TOP 3

Schulentwicklung 2008 und Empfehlungen zur Schulentwicklung
   Vorlage 14

TOP 4

Verschiedenes

Zu TOP 3 liegen Stellungnahmen der CDU-Bürgerschaftsfraktion und der Fraktion Die Linke vor, die der Einladung beigefügt waren. 

Frau Senatorin Jürgens-Pieper eröffnet die Sitzung und begrüßt alle Anwesenden 

TOP 1

Genehmigung der Tagesordnung

Die Tagesordnung wird ohne Änderungswünsche genehmigt.

TOP 2

Genehmigung der Protokolle der Sitzung vom 27.08.2008 und 18.09.2008
Die Protokolle werden ohne Änderungen genehmigt.

TOP 3

Schulentwicklung 2008 und Empfehlungen zur Schulentwicklung     Vorlage 14 

Frau Senatorin Jürgens-Pieper erläutert die Vorlage und die Beschlussvorschläge. Sie schlägt vor, die Empfehlungen einzeln zu beraten und zu beschließen. Herr Rohmeyer schlägt aufgrund des anstehenden Bremer Bildungsgipfels (08.11.08) vor, die Empfehlungen heute nur zu beraten und keine Beschlussfassung vorzunehmen. Frau Senatorin Jürgens-Pieper erläutert, dass auch die Konsensgespräche die Zielrichtung des Bürgerschaftsbeschlusses verfolgen. Deshalb könne nach ihrer Einschätzung heute abgestimmt werden. Herr Güngör und Frau Stahmann schließen sich dieser Auffassung an, zumal es um fachliche Empfehlungen gehe. Herr Dr. Buhlert bestätigt, dass die fachliche Beratung und Beschlussfassung eine gute Grundlage für das politische Gespräch sei. Frau Senatorin Jürgens-Pieper erklärt, dass dieses Vorgehen als gute Vorbereitung genutzt werden könne. Herr Rohmeyer besteht auf einer Beschlussfassung seines Antrags, die Beschlussfassung in der heutigen Sitzung auszusetzen. 

Ergebnis der Abstimmung:

1 Ja Stimme (CDU), 3 Nein Stimmen (SPD, Grüne); die nicht stimmberechtigten Mitglieder signalisieren 2 Enthaltungen (FDP, Die LINKE). Der Antrag ist somit abgelehnt.

Frau Moebus beklagt, dass die Eltern zuwenig gehört wurden und die Vorschläge der Elternvertretungen, insbesondere was die Zweisäuligkeit betrifft, nicht berücksichtigt wurden. Frau Senatorin Jürgens-Pieper weist diese Kritik zurück, da alle mündlichen oder schriftlichen Anmerkungen in der einjährigen Ausschussarbeit mit einbezogen wurden. 

Herr Rohmeyer beantragt, die beiden Anträge von CDU und Die LINKE zuerst zu beraten und abzustimmen. Frau Senatorin Jürgens-Pieper lässt darüber abstimmen. Der Vorschlag wird bei 1 Ja Stimme (CDU) gegen 3 Nein Stimmen (SPD, Grüne) und keiner Enthaltung abgelehnt. Die Mitglieder des Fachausschusses verständigen sich, die Aussagen aus den Anträgen bei den Beratungen über die einzelnen Empfehlungen aufzurufen.

Empfehlung 1 Merkmale guter Schule

Herr Dr. Buhlert fragt nach dem Verbindlichkeitscharakter der Merkmale guter Schule. Frau Senatorin Jürgens-Pieper verweist darauf, dass die Merkmale einer guten Schule als Zielformulierung zu verstehen sind, als ein Ziel, dem man möglichst nahe kommen sollte. 

Abstimmung der Empfehlung 1:

Einstimmige Zustimmung

Empfehlung 2 Sprachstandsfeststellung und Sprachförderung vor der Schule

Frau Stahmann begrüßt die Entwicklung und fragt, ob Gespräche mit dem Datenschutzbeauftragten aufgenommen werden. Frau Senatorin Jürgens-Pieper antwortet, dass die Gespräche in Vorbereitung sind. Herr Rohmeyer weist auf die Probleme hin, die es bei den bisherigen Sprachstandserhebungen gegeben hat. Herr Güngör begrüßt die Fortentwicklung der Sprachstandserhebung.  Frau Senatorin Jürgens-Pieper berichtet, dass geplant sei, den Test 1 Jahr vor der Einschulung durchzuführen. Herr Dr. Buhlert fordert, dass KiTa und Schule in einem Bereich organisiert werden. Trotz dieser grundsätzlichen Forderung stimmt er der Empfehlung zu. Herr Eisenach fragt, ob zukünftig jedes Kind mit einem Defizit gefördert werden soll, mehr als bisher 15%? Frau Senatorin Jürgens-Pieper antwortet, dass jedes Kind mit einem Defizit gefördert werden soll, daher die Ausweitung der Förderung von 15 auf 40%. Herr Brandenburg fragt, wie die Sprachförderung gestaltet wird? Frau Senatorin Jürgens-Pieper ergänzt, dass jetzt auch Kinder, die nicht im Kindergarten sind, erfasst werden. 

Abstimmung Empfehlung 2:

Einstimmige Zustimmung

Empfehlung 3 Zusammenarbeit von Elementar- und Primarbereich

Herr Dr. Buhlert kritisiert, dass die Zeitvorgabe für den gemeinsamen Bildungsplan fehle. Frau Senatorin Jürgens-Pieper erklärt, dass dieser zum 1.8.2010 in der Fläche eingeführt werden soll.

Abstimmung Empfehlung 3:

Einstimmige Zustimmung

Empfehlung 4 Flexibilisierung der Einschulung
Herr Wehe befürchtet, dass die Flexibilisierung der Einschulung viel Unruhe und hohe Kosten verursachen wird. Frau Senatorin Jürgens-Pieper erklärt, dass behutsam damit umgegangen wird und erst einmal nur auf Antrag als Schulversuch gestartet wird. Herr Rohmeyer weist darauf hin, dass sich die Empfehlung mit dem vorliegenden CDU-Antrag deckt.  Herr Dr. Buhlert findet die Richtung richtig, würde aber eine mehrmalige Einschulung im Jahr befürworten. Herr Dr. Schwarz befürwortet die Empfehlung, weist aber nachdrücklich auf die Ressourcenfolgen im KiTa-Bereich und auf Auswirkungen auf die Gruppenzusammensetzung der jahrgangsübergreifenden KiTa-Gruppen hin. 

Abstimmung Empfehlung 4

Einstimmige Zustimmung

Empfehlung 5 Stärkung der Grundschule – Vermehrte Förderanstrengungen

Frau Schmidtke fragt, ob es eine verstärkte Förderung auch für die 8. Klassen geben kann. Herr Henschen antwortet, dass dieses bereits jetzt Praxis ist. Herr Rohmeyer bittet zur nächsten Deputationssitzung um einen Sachstand zum LRS-Erlass auch für Bremerhaven. Herr Güngör weist darauf hin, dass bei den Förderpools auf eine Nutzung für Doppelbesetzungen geachtet werden müsse. Herr Eisenach fragt, ob die zusätzlichen Kapazitäten für Leseintensivkurse erhalten bleiben? Er fordert, dass die Mittel für die LRS-Förderung erhalten bleiben. Frau Senatorin Jürgens-Pieper sagt eine neue Organisation bei Erhaltung der Mittel zu. Frau Alpers weist auf die Wichtigkeit der Doppelbesetzung in sozialen Brennpunktgebieten hin. 

Abstimmung Empfehlung 5

Einstimmige Zustimmung

Empfehlung 6 Mit Heterogenität umgehen – professionell fördern

Herr Güngör weist auf die Wichtigkeit der Bereitstellung der Mittel hin. Frau Stahmann wünscht sich Erhebungen der Lernausgangslagen in Klasse 5, um gezielte Förderung einsetzen zu können. Frau von Ilsemann berichtet, das mit Prof. Dr. Köller verabredet sei, einen solchen Test zu entwickeln. Herr Dr. Buhlert erwartet hier eine Förderdiagnostik, gerade  auch für jahrgangsübergreifende Klassen auch der Sekundarstufe I. Herr Rohmeyer fordert die Qualifizierung der Lehrkräfte für binnendifferenzierten Unterricht und begrüßt die Berücksichtigung der Kinder mit besonderen Begabungen. Herr Eisenach fragt, ob für das LIS auch genügend Mittel bereit gestellt werden, um Qualifizierungsangebote anzubieten?

Abstimmung Empfehlung 6

Einstimmige Zustimmung

Empfehlung 7 Sprachförderung und Förderung von Migrantinnen und Migranten

Herr Güngör bittet um einen Bericht über die bisherigen Maßnahmen in einer der nächsten Deputationssitzungen. Herr Schmidt-Uenzen erklärt, dass auch die Sek.II Förderbedarf von Migranten habe, bisher aber nicht berücksichtigt wurde. Frau Senatorin Jürgens-Pieper bestätigt, dass dieses vor allem für Quereinsteiger gilt. 

Abstimmung Empfehlung 7

Einstimmige Zustimmung

Empfehlung 8 Förderung besonders begabter Schülerinnen und Schüler

Herr Dr. Buhlert fragt, wo zertifiziert wird. Herr Henschen antwortet, dass die Behörde in Zusammenarbeit mit der Karg-Stiftung die Zertifizierung vornehmen wird.

Abstimmung Empfehlung 8

Einstimmige Zustimmung

Empfehlung 9 Teamschulen entwickeln

Herr Schmidt-Uenzen weist daraufhin, dass der OE-Prozess der Sek. II nicht nur in den beruflichen Schulen der SII stattgefunden hat, sondern auch in den allgemeinbildenden Schulen der SII. Er umfasse auch weit mehr Bereiche als nur Lehrerkooperation und Jahrgangsteamschulen. Frau Senatorin Jürgens-Pieper erklärt, dass der berufliche Bereich nicht so sehr im Fokus des Bürgerschaftsbeschluss gestanden hat, dass es aber ja noch eine weitere Empfehlung zum beruflichen Bereich gebe.

Abstimmung Empfehlung 9

Einstimmige Zustimmung

Empfehlung 10 Leitungsstrukturen anpassen – Anreize bieten

Herr Rohmeyer begrüßt, dass Aussagen zu Leitungsstrukturen gemacht werden und dass diese auch ihren Niederschlag im Funktionsstellenraster finden sollen. Herr Dr. Buhlert spricht sich für eine stärkere Eigenständigkeit von Schule aus, damit Schule stärker Verantwortung übernimmt als bisher. Frau Böschen begrüßt den Prüfauftrag für Grundschulleitungen. 
Abstimmung Empfehlung 10

Zustimmung: SPD, Grüne, CDU, FDP 

Enthaltung: Linke 

Empfehlung 11 Verfahrensempfehlungen zur Weiterentwicklung der sonderpädagogischen Förderung

Frau Stahmann fordert, dass der Elternwille gestärkt werde und der doppelte Haushaltsvorbehalt aus dem Schulgesetz gestrichen werde. Herr Dr. Buhlert bittet darum, die Zeitschiene festzuschreiben und einen Zeit- und Maßnahmenkatalog festzulegen. Herr Dr. Steinbrück kritisiert, dass die Empfehlungen nicht eindeutig und zu unkonkret sind und verweist auf den Auftrag des geltenden Schulgesetzes, für den Bereich der sonderpädagogischen Förderung einen eigenen Schulentwicklungsplan vorzulegen. Diesem Auftrag werde das Vorliegende nicht annähernd gerecht. Er stimmt den Empfehlungen ausdrücklich so nicht zu. Frau Senatorin Jürgens-Pieper erklärt, dass in der Langfassung die Ziele und Maßnahmen genauer ausgeführt seien und auch bei der Schulgesetzänderung berücksichtigt würden. Sie erinnert an den Vorschlag Dr. Steinbrücks bei der Gestaltung des sonderpädagogischen Bereichs auch an die Bildung von Schwerpunktschulen zu denken, um gewünschte Integration leistbar zu machen. Herr Eisenach, Frau Alpers und Herr Dr. Buhlert beklagen, dass die Empfehlungen nicht die Zielrichtung der geplanten Änderungen des Schulgesetzes angeben. Frau Senatorin Jürgens-Pieper erklärt, dass die Zielrichtung in der Langfassung des Schulentwicklungsplans angegeben sei und im Übrigen bereits im geltenden Schulgesetz vorgeschrieben sei.

Sie betont, dass es u.a. um eine Stärkung der Elternrechte gehe.

Abstimmung Empfehlung 11

Einstimmige Zustimmung

Empfehlung 12 Vielgliedrigkeit reduzieren – Oberschule und Gymnasium

Herr Rohmeyer stellt fest, dass sich die Beschreibungen für die Oberschule in etwa mit den Angaben im Antrag der CDU decken, so dass man in diesem Punkt zu einer Einigung kommen könnte. Nicht akzeptiert werden könne die in Punkt 1. und 11.der Empfehlung enthaltene Aussage, dass auch das Gymnasium alle Abschlüsse vermittelt. Hier werde es mit der CDU keine Einigung geben. Herr Rohmeyer spricht sich dagegen aus, dass die Oberschule auch die Jahrgangsstufen 1-4 umfassen kann (siehe Schule von 1-10). Die Grundschulen sollen eine enge Partnerschaft mit den Kindertagesstätten eingehen und wohnortnah erreichbar sein. Die in Punkt 9. enthaltene Aussage, dass keine neuen Gymnasien gegründet werden, stößt auf Ablehnung bei der CDU. Immerhin hätten 50% der Erziehungsberechtigten das Gymnasium angewählt. Es seien mehr als 8 Gymnasien nötig, um den  30 bis 35% Gymnasialschülern einen entsprechenden Platz anbieten zu können. Bei Punkt 12 könnte man zu einer Einigung kommen, wenn die aufnehmende Schule ein Mitwirkungs- und Mitentscheidungsrecht hätte. Herr Dr. Buhlert kritisiert,  dass keine weiteren Gymnasien gegründet werden sollen. Die Schulen sollten selbst entscheiden können. Alle Abschlüsse sollten in allen Schulen vergeben werden. Frau Stahmann findet es sinnvoll, das Abitur auch nach 13 Jahren anzubieten. Es gibt immer mehr attraktive Integrationsschulen, die das Abitur nach 13 Jahren anbieten. Frau Senatorin Jürgens-Pieper erklärt, dass die Abschlussmöglichkeiten an Gymnasien im Interesse der Kinder lägen ; originäres Ziel des Bildungsganges sei jedoch das Abitur. Der Zugang in Klasse 5 müsse sinnvoll geregelt werden, d.h. auch nach Leistungskriterien, wenn man die individuelle Schulbiografie ohne Sitzenbleiben und Abstufung gestalten wolle. 

Frau Alpers erklärt, das Ziel müsse sein, möglichst viel gemeinsamen Unterricht anzubieten. Herr Wehe fragt, wie leistungsfähige Schüler herausgefunden werden. Um attraktiv zu werden, brauchen zudem Oberschulen kleine Klassengrößen. Außerdem müssen die Kollegien mitgenommen werden. Die Bedingungen für Gymnasiallehrkräfte dürfen nicht verschlechtert werden.  Herr Dr. Buhlert erklärt, das Ziel „gemeinsame Schule“ sei nur unzureichend umgesetzt worden, die Bestandsgarantien seien perspektivlos und Zugeständnisse an Privilegien. Daher lehne er die Empfehlung ab. Herr Güngör spricht sich für den verkürzten Bildungsgang sowohl in der Oberschule als auch im Gymnasium aus. Die Schule von 1 –10 oder 1 – 12/13 stellen nach seiner Auffassung eine sinnvolle Verbindung je nach Stadtteilbedingungen dar. Herr Rohmeyer erklärt, dass die Oberschule attraktiv sein solle, indem sie gleichwertig zum Abitur führt. Frau Senatorin Jürgens-Pieper erklärt, dass die Oberschule auch den Weg zum Abitur enthalten werde, wie in den Gymnasien, aber in der Regel in der längeren Zeit. Allerdings werde es innere und auch äußere Differenzierung geben. Frau Moebus 

weist daraufhin, dass der ZEB für eine Schule für alle sei. Allerdings erkennt sie auch an, dass hier eine politische Entscheidung für das Zwei-Säulen-Modell getroffen wurde als „zweitbeste Lösung“. Frau Koch (GSV) spricht sich für selbstbestimmtes Lernen und Individualisierung aus. Dieses erfordere mehr Ressourcen. Das 2-Säulen-Modell schaffe die Selektion nicht ab. Frau Senatorin Jürgens-Pieper antwortet, wenn sich jede Schule für die Kinder verantwortlich fühlt und sie nicht abschiebt, nehme auch die Selektion ab. Herr Dr. Kuhn warnt davor, von besonders leistungsfähigen und belastbaren Schülerinnen und Schülern zu sprechen. Frau Böschen berichtet, dass Bremerhaven eine klar gegliederte und erfolgreiche Stufenschulstruktur habe. Es müsse sicher gestellt werden, dass in den beiden Stadtgemeinden unterschiedlich schnelle Wege zur „Schule für alle“ gewählt werden können. Frau Senatorin Jürgens-Pieper weist auf §6 des Schulverwaltungsgesetzes hin, der dies schon jetzt ermöglicht. 

Herr Güngör und Herr Dr. Kuhn schlagen vor, unter Pkt. 8 den 1. Satz nach „Gymnasium“ mit einem Punkt zu beenden und den Satz ab „“...für bis   liegen“ zu streichen. Frau Senatorin Jürgens-Pieper gibt noch eine redaktionelle Änderung bekannt: Unter Pkt. 10 muss im 1. Satz  nach „...Heterogenität“ „in Bremerhaven“ eingefügt werden.

Zu der Empfehlung 12 liegen Anträge der CDU und der Linken vor, die gemeinsam mit der Empfehlung zur Abstimmung gestellt werden.

Abstimmung:

a) Antrag der CDU-Bürgerschaftsfraktion vom 10.09.2008: Punkt 1. 
Ergebnis der Abstimmung:
1 Ja (CDU)
5 Nein (SPD, Grüne, FDP, Linke). 


b) Antrag der CDU-Bürgerschaftsfraktion vom 10.09.2008 Punkt 3. und 4.; Punkt 4. ohne den letzten Satz
1 Ja (CDU)
5 Nein (SPD, Grüne, FDP, Linke)


c) Antrag der Fraktion „Die Linke“ zu den Punkten „Langes gemeinsames Lernen“ und „Vollständige Integration“
1 Ja (Linke)
5 Nein (SPD, Grüne, CDU, FDP)


d) Antrag von SPD und Grüne: Punkt 8. „Satz 1 endet nach „Gymnasium“; Satz 2 wird ersatzlos gestrichen
einstimmig angenommen


e) Empfehlung 12
3 JA (SPD, Grüne)
2 Nein (CDU, Linke)
1 Enthaltung (FDP)
Empfehlung 13 Entwicklungs- und Umwandlungsprozesse

Einstimmige Zustimmung

Empfehlung 14  Der Übergang nach der 4. Klasse

3 Ja

2 Nein (CDU, Linke)

1 Enthaltung (FDP)

Empfehlung 15 Individuelle Bildungsverläufe in den Schularten

Frau Senatorin Jürgens-Pieper fasst zusammen, dass das Sitzenbleiben bis Klasse 8 nicht mehr vorgesehen ist, es sei denn die Eltern stellen einen entsprechenden Antrag. 

Abstimmung Empfehlung 15:

4 Ja (SPD, Grüne, Linke)

1 Nein (CDU)

1 Enthaltung (FDP)

Empfehlung 16 Längeres gemeinsames Lernen

Herr Rohmeyer schlägt vor, die 6jährige Grundschule sofort zu beenden. Herr Dr. Buhlert erklärt, dass die Anwahl aller Grundschulen möglich sein sollte auch im Hinblick auf die Schule von 1 –10. Frau Senatorin Jürgens-Pieper erklärt, dass es im kommenden Schuljahr noch keine Rechtsgrundlage für die Abschaffung der 6jährigen Grundschule gäbe. Frau Stahmann bittet um Rückkopplung mit den Schulen und eine Antwort zur nächsten Deputationssitzung.

Abstimmung Empfehlung 16:

4 Ja (SPD, Grüne, FDP) 

2 Nein (CDU und Linke)

Empfehlung 17 Ausbau der Ganztagsschulen

Abstimmung Empfehlung 17:
4 Ja (SPD, Grüne, CDU)

2 Enthaltungen (FDP, Linke)

Empfehlung 18 Entwicklungsschwerpunkte der beruflichen Bildung

Herr Nestler fragt mit Bezug auf die Werkschule, ob Gespräche mit Kammern geführt wurden und ob die Finanzierung über EFRE geprüft wurde. Frau Senatorin Jürgens-Pieper antwortet, dass Gespräche aufgenommen wurden und die Finanzierung geprüft werde. 

Abstimmung Empfehlung 18: 

Einstimmige Zustimmung

Empfehlung 19 Vernetzung von Schule im Stadtteil

Herr Rohmeyer bittet darum, die zukünftigen Quartierszentren und die zugrunde liegenden Konzepte konkreter darzustellen. Frau Senatorin Jürgens-Pieper antwortet, dass dieses schwierig darzustellen sei, da die Konzepte in den Stadtteilen sehr unterschiedlich sind. 

Abstimmung Empfehlung 19:

Einstimmige Zustimmung 

Abstimmung über die gesamte Vorlage 14 „Schulentwicklungsplan 2008 und Empfehlungen zur Schulentwicklung“

Abstimmung über Vorlage 14,  Beschlussvorschlag E 1:

3 Ja (SPD, Grüne)

1 Nein (CDU)

2 Enthaltungen (FDP, Linke) 

Abstimmung über Vorlage 14,  Beschlussvorschlag E 2:

3. Ja (SPD, Grüne)

2 Nein (CDU, Linke)

1 Enthaltung (FDP)

gez. R. Jürgens-Pieper





gez. K. Donalies

Senatorin







Protokollantin

1

